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Die Zielgröße der Frauenbeteiligung im Aufsichtsrat, im Vorstand und in den zwei Führungs-
ebenen unterhalb des Vorstands gemäß §§ 76 Abs. 4 und 111 Abs. 5 AktG und darüber hinaus 
für die dritte und vierte Führungsebene unterhalb des Vorstands wurde folgendermaßen fest-
gelegt: 

― mindestens 40 % Frauen und mindestens 40 % Männer für den Aufsichtsrat,  
― mindestens 40 % Frauen und mindestens 40 % Männer für den Vorstand, 
― mindestens 40 % Frauen und mindestens 40 % Männer für die ersten vier Führungsebe-

nen unterhalb des Vorstands. 

Als Frist für die Erfüllung dieser Ziele hat Zalando jeweils den 31. Dezember 2023 festgelegt. 

Zum 31. Dezember 2020 beträgt der Frauenanteil im Aufsichtsrat 56 %, im Vorstand 0 %, in 
der ersten Führungsebene unterhalb des Vorstands 30 % und in der zweiten Führungsebene 
unterhalb des Vorstands 22 %. 

1.3.5 Übernahmerechtliche Angaben nach den §§ 289a Abs. 1, 
315a Abs. 1 HGB und erläuternder Bericht5 

Nachfolgend sind die nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB erforderlichen Angaben aufge-
führt und erläutert. 

Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals 
Im Hinblick auf die Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals wird auf die Anhangangabe 
20 Eigenkapital unter Punkt 3.5 in den Erläuterungen zur Konzerngesamtergebnisrechnung 
und -bilanz verwiesen. 

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von  
Aktien betreffen 
Die ZALANDO SE hielt zum Ende des Berichtsjahres 2.125.734 eigene Aktien, aus denen ihr 
gemäß § 71b AktG keine Rechte zustehen. 

Beteiligungen am Kapital, die 10 % der Stimmrechte überschreiten 
Zum Ende des Geschäftsjahres 2020 hielten Kinnevik AB, Anders Holch Povlsen und Baillie 
Gifford & Co. indirekt je eine Beteiligung am Kapital der ZALANDO SE, die die Schwelle von 
10 % der Stimmrechte überschritten hat. Informationen zur Höhe der vorstehend genannten 
Beteiligungen an der Gesellschaft können dem Kapitel 1.4 Die Zalando-Aktie – das Börsenjahr 
2020 entnommen werden. 

  

 
5) Die übernahmerechtlichen Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB sind Bestandteil des zusammengefassten Lageberichts und 

bilden zugleich einen Teil der Erklärung zur Unternehmensführung mit der Entsprechenserklärung. 
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Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzung über die 
Ernennung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern und die Änderung 
der Satzung 
Der Aufsichtsrat bestellt die Mitglieder des Vorstands auf der Grundlage der Art. 9 Abs. 1, Art. 
39 Abs. 2 und Art. 46 SE-Verordnung, §§ 84, 85 AktG und § 7 Abs. 4 der Satzung für eine 
Amtszeit von höchstens fünf Jahren. Wiederbestellungen sind zulässig. Der Aufsichtsrat ist 
berechtigt, die Bestellung eines Vorstandsmitglieds aus wichtigem Grund zu widerrufen (siehe 
Art. 9 Abs. 1, Art. 39 Abs. 2 SE-Verordnung, § 84 AktG für nähere Informationen). Gemäß § 7 
der Satzung besteht der Vorstand aus einer oder mehreren Personen. Die Anzahl der Vor-
standsmitglieder wird vom Aufsichtsrat bestimmt. 

Änderungen der Satzung beschließt die Hauptversammlung. Soweit dem keine zwingenden 
gesetzlichen Bestimmungen entgegenstehen, ist gemäß § 20 Abs. 2 der Satzung für Änderun-
gen der Satzung eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen oder, sofern 
mindestens die Hälfte des Aktienkapitals vertreten ist, eine einfache Mehrheit der gültigen ab-
gegebenen Stimmen erforderlich. 

Nach § 12 Abs. 5 der Satzung ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen der Satzung zu be-
schließen, die nur die Fassung betreffen. Gemäß § 4 Abs. 3 der Satzung ist der Aufsichtsrat 
befugt, die Fassung der Satzung anzupassen, um einer Erhöhung des Grundkapitals aus ge-
nehmigtem Kapital oder dem Ablauf des Ermächtigungszeitraums Rechnung zu tragen. 

Befugnisse des Vorstands, Aktien auszugeben oder zurückzukaufen 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell-
schaft in der Zeit bis zum 22. Juni 2025 einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu 
100.266.384 EUR durch Ausgabe von bis zu 100.266.384 neuen auf den*die Inhaber*in lau-
tenden Stückaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2020). Den Aktionär*innen ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand ist 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionär*innen in den in 
der Ermächtigung erläuterten Fällen auszuschließen. Die insgesamt aufgrund der Ermächti-
gung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien dürfen weder zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch zum Zeitpunkt ihrer Ausübung 20 % des Grund-
kapitals überschreiten. Die vorgenannte 20 %-Grenze umfasst (i) unter Bezugsrechtsaus-
schluss veräußerte eigene Aktien sowie (ii) Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibun-
gen mit Wandlungs- und / oder Optionsrechten bzw. -pflichten auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
23. Juni 2020 unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionär*innen ausgegeben worden
sind. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten
der Kapitalerhöhung, den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-
ausgabe festzulegen.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 8.817.500 EUR durch die Ausgabe von bis zu 
8.817.500 neuen auf den*die Inhaber*in lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Ka-
pital 2013). Das Bedingte Kapital 2013 ist ausschließlich zur Erfüllung der Bezugsrechte zu 
verwenden, die den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft in Verbindung mit dem Aktienopti-
onsprogramm 2013 gemäß dem Beschluss der Hauptversammlung vom 18. Dezember 2013, 
geändert durch die Hauptversammlungen am 3. Juni 2014, 11. Juli 2014 und 23. Juni 2020, 
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gewährt wurden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Be-
zugsrechte gemäß dem Aktienoptionsprogramm 2013 ausgegeben wurden und werden, die 
Inhaber*innen der Bezugsrechte ihre Rechte ausüben und die Gesellschaft keine eigenen Ak-
tien zur Erfüllung der Bezugsrechte verwendet. Die Gewährung und Erfüllung von Bezugs-
rechten gegenüber den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft obliegt ausschließlich dem Auf-
sichtsrat. 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 3.442.394 EUR durch die Ausgabe von bis zu 
3.442.394 neuen auf den*die Inhaber*in lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2014). Das Bedingte Kapital 2014 ist ausschließlich zur Erfüllung der Bezugsrechte zu 
verwenden, die Arbeitnehmer*innen der Gesellschaft sowie Mitgliedern der Führungsgremien 
und Arbeitnehmer*innen von verbundenen Unternehmen der Gesellschaft im Sinne von 
§§ 15 ff. AktG in Verbindung mit dem Aktienoptionsprogramm 2014 gemäß dem Beschluss der 
Hauptversammlung vom 3. Juni 2014, geändert durch die Hauptversammlung am 11. Juli 2014 
und 23. Juni 2020, gewährt wurden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, als die Bezugsrechte gemäß dem Aktienoptionsprogramm 2014 ausgegeben wurden 
und werden, die Inhaber*innen der Bezugsrechte ihre Rechte ausüben und die Gesellschaft 
keine eigenen Aktien zur Erfüllung der Bezugsrechte verwendet. 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 3.340.236 EUR gegen Bar- bzw. Sacheinla-
gen durch die Ausgabe von bis zu 3.340.236 neuen auf den*die Inhaber*in lautenden Stück-
aktien mit einem Anteil am Grundkapital von 1,00 EUR zur Erfüllung der Bezugsrechte auf Ak-
tien der Gesellschaft bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2016). Das Bedingte Kapital 2016 
dient lediglich der einmaligen oder mehrmaligen Erfüllung von gemäß Beschluss der Hauptver-
sammlung vom 31. Mai 2016, teilweise als Komponente von Wertsteigerungsrechten, bis zum 
30. Mai 2021 gewährten Bezugsrechten. Die neuen Aktien sind entweder gegen eine Barzah-
lung in Höhe des niedrigsten Ausgabepreises im Sinne des § 9 Abs. 1 AktG zu beziehen oder 
gegen eine Einbringung der Vergütungsansprüche der Teilnehmer*innen gemäß den ihnen ge-
währten Wertsteigerungsrechten, die gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 
31. Mai 2016 gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 
als Bezugsrechte oder Wertsteigerungsrechte mit Bezugsrechten gemäß Beschluss der 
Hauptversammlung vom 31. Mai 2016 ausgegeben wurden oder werden, die Inhaber*innen 
von Bezugsrechten ihre Rechte ausüben und die Gesellschaft keine eigenen Aktien oder Bar-
zahlungen zur Erfüllung der Bezugsrechte gewährt. 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 1.522.269 EUR gegen Bar- bzw. Sacheinlagen 
durch die Ausgabe von bis zu 1.522.269 neuen auf den*die Inhaber*in lautenden Stückaktien 
mit einem Anteil am Grundkapital von 1,00 EUR zur Erfüllung der Bezugsrechte auf Aktien der 
Gesellschaft bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019). Das Bedingte Kapital 2019 ist aus-
schließlich zur Erfüllung der Bezugsrechte zu verwenden, die dem Vorstand der ZALANDO SE 
in Verbindung mit dem Long Term Incentive 2018 gemäß dem unter Tagesordnungspunkt 7 
gefassten Beschluss der Hauptversammlung am 22. Mai 2019 gewährt wurden. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als die Inhaber*innen der gewährten Bezugs-
rechte ihre Rechte, Aktien der ZALANDO SE zu beziehen, ausüben und die Gesellschaft keine 
eigenen Aktien oder Barzahlungen zur Erfüllung der Bezugsrechte gewährt. Die neuen Aktien 
aus dem bedingten Kapital werden zum Mindestausgabebetrag gemäß § 9 Abs. 1 AktG ausge-
geben.  
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Das Grundkapital ist um bis zu 75.199.787 EUR durch die Ausgabe von bis zu 75.199.787 
neuen auf den*die Inhaber*in lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020). 
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber*innen / Gläubi-
ger*innen von Wandel- und / oder Optionsschuldverschreibungen oder einer Kombination aus 
diesen Instrumenten, die gemäß der in der Hauptversammlung am 23. Juni 2020 unter Tages-
ordnungspunkt 11b) beschlossenen Ermächtigung in der Zeit bis zum 22. Juni 2025 von der 
Gesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der Gesellschaft ausgegeben 
werden und die ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf neue auf den*die Inhaber*in lautende 
Stückaktien der Gesellschaft gewähren oder eine Wandlungs- oder Optionspflicht oder eine 
Option vorsehen, die den*die Emittent*in zur Lieferung von Aktien berechtigt, soweit sie ge-
gen Bareinlagen ausgegeben werden. Die neuen Aktien werden jeweils zum Wandlungs- bzw. 
Optionspreis ausgegeben, der gemäß dem zuvor genannten Ermächtigungsbeschluss festge-
legt wird. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als Wandlungs- oder 
Optionsrechte ausgeübt werden, Wandlungs- oder Optionspflichten erfüllt werden oder eine 
Option, die den*die Emittent*in zur Lieferung von Aktien berechtigt, ausgeübt wird und die Er-
füllung nicht auf sonstige Weise erfolgt. Der Vorstand ist ermächtigt, mit der Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung fest-
zulegen. 

Die neuen Aktien aus dem Bedingten Kapital 2013, dem Bedingten Kapital 2014, dem Beding-
ten Kapital 2016, dem Bedingten Kapital 2019 und dem Bedingten Kapital 2020 nehmen ab 
Beginn des Geschäftsjahres, in dem sie ausgegeben werden, am Gewinn teil. Ungeachtet des-
sen nehmen die neuen Aktien ab Beginn des dem Geschäftsjahr ihrer Entstehung vorangehen-
den Geschäftsjahres am Gewinn teil, wenn die Hauptversammlung noch keinen Beschluss 
über die Verwendung des Bilanzgewinns des dem Geschäftsjahr ihrer Entstehung vorange-
henden Geschäftsjahres gefasst hat. 

Der Vorstand ist ermächtigt, bis zum 22. Juni 2025 eigene Aktien zu jedem zulässigen Zweck 
bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals 
oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung be-
stehenden Grundkapitals zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit ande-
ren eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den  
§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals ent-
fallen. In Ergänzung dazu ist der Vorstand ermächtigt, bis zum 22. Juni 2025 eigene Aktien 
durch Einsatz von Derivaten zu erwerben. Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Derivaten sind 
dabei auf Aktien in einem Umfang von höchstens 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfas-
sung der Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Aus-
übung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals beschränkt. Wegen der jeweiligen 
Einzelheiten der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird auf die Beschlussvorschläge 
von Vorstand und Aufsichtsrat zu den Tagesordnungspunkten 8 und 9 der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 23. Juni 2020 verwiesen, die am 15. Mai 2020 im Bundesanzeiger be-
kannt gemacht worden sind. 
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Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die für den Fall eines 
Übernahmeangebots mit Vorstandsmitgliedern oder 
Arbeitnehmer*innen getroffen sind 
Das Aktienoptionsprogramm SOP 2013, das Long Term Incentive LTI 2018 und das Long Term 
Incentive LTI 2019 sehen eine Ablösungsmöglichkeit von den Aktienoptionsrechten des Vor-
stands im Falle eines Change-of-Control-Ereignisses vor. Der Aufsichtsrat und der Vorstand 
sind berechtigt, die Aufhebung der ausstehenden erdienten Optionen gegen eine Zahlung 
durch die Gesellschaft zu verlangen. Zum Zeitpunkt eines Kontrollwechsels noch nicht er-
diente Optionen des LTI 2018 und des LTI 2019 können nach Ermessen des Aufsichtsrats 
durch ein neues, wirtschaftlich gleichwertiges Programm ersetzt werden. 

Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die unter der Bedingung 
eines Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen 
Die wesentlichen Vereinbarungen, die unter der Bedingung eines Kontrollwechsels stehen, be-
treffen die revolvierende Kreditfazilität, die Wandelanleihen und verschiedene Reverse-Facto-
ring-Verträge. Für den Fall eines Kontrollwechsels sehen diese für den*die Kreditgeber*in das 
Recht zur Kündigung und vorzeitigen Fälligstellung der Rückzahlung bzw. für Factoring-An-
bieter*innen das Recht zur Kündigung oder Neuverhandlung der Vertragskonditionen vor. Für 
den Fall eines Kontrollwechsels ist jeder Anleihegläubiger berechtigt, alle oder einzelne seiner 
Schuldverschreibungen, die noch nicht gewandelt oder zurückgezahlt wurden, fällig zu stel-
len. Wenn ein Anleihegläubiger die Schuldverschreibungen kündigt, hat die Emittentin die 
Schuldverschreibungen an dem Kontrollerwerbsstichtag zurückzuzahlen. 

1.3.6 Vergütungsbericht6 

Der Vergütungsbericht beschreibt die Grundzüge des Vergütungssystems sowie die Höhe der 
Vergütung für die einzelnen Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der ZALANDO SE 
für das Geschäftsjahr 2020 gemäß den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance 
Kodex zum 16. Dezember 2019 („Kodex 2020“) sowie §§ 314 und 315 HGB, wie im Deutschen 
Rechnungslegungsstandard 17 („DRS 17“) festgelegt. DRS 17 schreibt vor, dass Zuwendungen 
aufgegliedert nach leistungsbezogenen und nicht leistungsbezogenen Komponenten ausge-
wiesen werden und Bezüge mit langfristiger Anreizwirkung separat ausgewiesen werden. Dar-
über hinaus enthält der Vergütungsbericht ausgewählte freiwillige Angaben entsprechend den 
Praktiken in Vorjahren. 

Es ist geplant, der Hauptversammlung ein neues Vergütungssystem zur Genehmigung vorzu-
schlagen, das den Anforderungen nach § 87a AktG7 entspricht und auf den Empfehlungen 
des Kodex 2020 basiert. 

  

 
6)  Dieser Vergütungsbericht ist Bestandteil des zusammengefassten Lageberichts und bildet zugleich einen Teil der Erklärung zur  

Unternehmensführung. 
7)  § 87a AktG ist am 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Der erstmalige Beschlussfassung über das Vergütungssystem gemäß § 87a AktG hat 

bis zum Ablauf der ersten ordentlichen Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen (§ 26j Abs. 1 Gesetz zur 
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechtsrichtlinie, ARUG II, vom 12. Dezember 2019).   


